
 

 

Stadt Friesoythe 

 

53. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Friesoythe 

 (Parallelverfahren gem. § 8 Abs.3 BauGB zum Bebauungsplan Nr. Bebauungsplan Nr. 202 
„Regenerative Energien“) 

 

 

 

Abwägungsvorschläge  

zu den Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs.2 BauGB und 
gem. § 4 Abs.2 BauGB in der Zeit vom 16.09.09 bis 16.10.09 

 

 

 

 

Anregungen wurden vorbebracht von: 

1. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr  
2. NLWKN 
3. Landkreis Cloppenburg 

 

Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr sowie der NLWKN haben zu-sam-
menfassende Stellungnahmen für den Bebauungsplan und die Änderung des Flächennutzungsplanes 
abgegeben. Insofern werden in diesen Abwägungsvorschlägen zum Teil gleichlautende Abwägungs-
vorschläge wie zum Bebauungsplan unterbreitet. 
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Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr vom 19.10.2009 

53. Änderung des Flächennutzungsplanes ("Sondergebiet regenerative Energien")  

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
die Plangebiete der im Parallelverfahren aufge-
stellten Bauleitpläne im Norden der Stadt 
Friesoythe grenzen im Osten an die Landes-
straße 832 (Barßeler Straße). In Bezug auf die 
Landesstraße liegen die Plangebiete außerhalb 
der Ortsdurchfahrt nach § 4 NStrG (Nieders. 
Straßengesetz). 
Vorgesehen ist die Festsetzung von Sonderge-
bieten (SO1-SO3) für regenerative Energien. 
Durch den Bebauungsplan sollen die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Ausweitung 
der gewerblichen Aktivitäten geschaffen werden. 
 
1.Das Bebauungsplangebiet wird bisher über 

zwei bestehende Zufahrten in km 13,421 und 
13,486 an die Landesstraße 832 angebunden. 
Zufahrten zu Landesstraßen außerhalb der 
Ortsdurchfahrt gelten nach § 20 NStrG als 
Sondernutzung im Sinne des § 18 NStrG, wenn 
sie neu angelegt oder geändert werden. Eine 
Änderung liegt auch vor, wenn die Zufahrt ge-
genüber dem bisherigen Zustand einem erheb-
lich größerem oder andersartigen Verkehr die-
nen soll. Sollen bestehende Zufahrten so geän-
dert werden, das dies einer Neuanlage gleich-
kommt, so verlieren diese Zufahrten ihren Be-
standsschutz und gelten als Sondernutzung. 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes 
werden die Voraussetzungen für eine Erweite-
rung der gewerblichen Aktivitäten geschaffen, 
so dass auch für die Zufahrten ein erheblich 
größeres Verkehrsaufkommen als bisher ent-
steht. Diese Änderung kommt der Neuanlage 
von Zufahrten gleich, die nach § 18 NStrG der 
Erlaubnis des Straßenbaulastträgers der Lan-
desstraße bedarf. 
Diese Erlaubnis kann ich mit Rücksicht auf die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht 
erteilen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
1. Durch die vorliegende Bauleitplanung werden 

keine neuen Zufahrtsmöglichkeiten zur Hof-
stelle bzw. zum Firmensitz der Dt. Biogas vor-
bereitet. Vielmehr werden die beiden heute 
vorhandenen Zufahrten nach Lage u. Breite in 
ihrem Bestand durch den Bebauungsplan mit 
dem Planzeichen „Einfahrtsbereich“ festge-
setzt.  
An anderen Stellen als an diesen Bestands-
zufahrten sind Zufahrten ob der Festsetzung v. 
privaten Grünflächen mit der Bindung zur Er-
haltung straßenbegleitender Gehölzstrukturen 
auf Privatgelände ausgeschlossen. Die Stadt 
vertritt auch entgegen der Auffassung der Lan-
desbehörde die Ansicht, dass die beiden Zu-
fahrten auch künftig Bestandsschutz genießen 
werden. Die alleinige Vermutung der Landes-
behörde, dass durch die Überplanung der Hof-
stelle mit Biogasanlage diese künftig einem 
„erheblich größeren und andersartigen Ver-
kehr“ dienen soll, wird seitens der Stadt nicht 
geteilt. Ziel der Planung ist, die dort nach § 35 
BauGB genehmigten einzelnen Nutzungen, 
wie Biogasanlage, Landwirtschaft, Wohnen für 
den Betriebsinhaber u. Firmensitz der Dt. Bio-
gas AG zusammenfassend planerisch zu 
beordnen. Durch diese Planung soll haupt-
sächlich die in der Vergangenheit kontrovers 
diskutierte Frage des Überschwemmungsge-
bietes mit dem Ausschluss von betriebsnot-
wendigen ergänzenden Anlagen für die Bio-
gasanlage, z.B. durch Nutzung der Abwärme, 
sowie dem Aspekt der dort bereits ansässigen 
Fa. Dt. Biogas mit der Notwendigkeit zur Er-
richtung eines Bürogebäudes entsprochen 
werden.  
An dieser Stelle ist auch darauf hinzuweisen, 
dass erst in jüngster Vergangenheit die Neu-
errichtung der Biogasanlage durch den Land-
kreis Cloppenburg genehmigt wurde. In dieser 
Genehmigung vom 16.09.08 wird unter Aufla-
gen II.2b von der Landesbehörde vorgegeben; 
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2.Das Bebauungsplangebiet ist daher über nur 
eine verkehrsgerechte Anbindung an die Lan-
desstraße zu erschließen. Alle weiteren Zufahr-
ten sind aufzuheben. Das Gebiet ist über eine 
Planstraße anzubinden, die als öffentliche Ver-
kehrsfläche festgesetzt wird. Für den Knoten-
punkt wird die Anlage von Linksabbiegespuren 
in der Landesstraße erforderlich. 
Das Erfordernis einer Linksabbiegespur be-
stimmt sich nach Nr. 3.2.4.2 der Richtlinien für 
die Anlage von Straßen,Teil: Knotenpunkte, Ab-
schnitt 1: Plangleiche Knotenpunkte (RAS-K-1). 
Die Verkehrsbelastung der L 832 beträgt gem. 
FNP-Entwurf ca. 4500 Kfz/24 h. Für die maß-
gebende stündliche Verkehrsstärke der stärker 
belasteten Richtung (MSVRT) werden ca. 10% 
des DTV angenommen. Daraus ergibt sich eine 
Verkehrsstärke MSVRT von ca. 450 Kfz/h. 
Die Landesstraße 832 ist mindestens in die 
Straßenkategorie A IV (anbaufreie Straße au-
ßerhalb bebauter Gebiete mit flächenerschlie-
ßender Verbindung) einzustufen. 
Bei der Straßenkategorie A IV und der Ver-
kehrsstärke MSV RT= 137 Kfz/h wird nach Ta-
belle 7 der RAS-K-1 der Einsatz einer Abbiege-
spur nach Form 2 (Linksabbiegestreifen ohne 
Verzögerungsstrecke gem. Bild 16) erforderlich. 
Kostenträger der Erschließungsmaßnahmen ist 
die Stadt Friesoythe. Über den Bau des Kno-
tenpunktes wird der Abschluss einer Vereinba-
rung zwischen der Stadt und dem Land erfor-
derlich. 
 

 
 
 

„Die gesamte Erschließung des Hofgrund-
stückes einschließlich der Biogasanlage darf 
ausschließlich, wie bisher, über die beiden 
vorhandenen Hofzufahrten zur L 832 erfolgen.“
Zusammenfassend muss also festgestellt wer-
den, dass sich aufgrund der überwiegenden 
Überplanung von genehmigten Anlagen und 
der planungsrechtlichen Sicherung des Fir-
mensitzes der Dt. Biogas AG mit der Möglich-
keit zur Errichtung eines Bürogebäudes das 
Verkehrsaufkommen nicht in der angespro-
chenen Weise erhöhen wird. Insofern geht die 
Stadt derzeit davon aus, dass diese beiden 
Zufahrten auch weiterhin Bestandsschutz ge-
nießen werden und gem. der Genehmigung v. 
16.9.08 genutzt werden können. Die angespro-
chene und vermutete Erweiterung der gewerb-
lichen Aktivität mit entsprechender Zunahme 
an Verkehrsbeziehungen durch die Aufstellung 
des Bebauungsplanes wird von der Stadt in 
diesem Umfang nicht gesehen. Insofern kann 
im vorliegenden Falle nicht von einer Neuanla-
ge von Zufahrten ausgegangen werden, die 
nach § 18 NStrG eine Erlaubnis seitens des 
Straßenbaulastträgers bedarf. 
 

2. Mit Rücksicht auf die Sicherheit und Leichtig-
keit des Verkehrs wird eine verkehrsgerechte 
Anbindung der Sondergebiete an die Landes-
straße bei gleichzeitiger Aufhebung der vor-
handenen Zufahrten gefordert. Diese gefor-
derte Anbindung soll als Knotenpunkt mit 
Linksabbiegespuren in der Landesstraße und 
als öffentliche Verkehrsfläche auf den Sonder-
gebieten festgesetzt werden.  
Der Stadt ist zwar bekannt, dass die gesamte 
Strecke als unfallträchtig einzuschätzen ist, 
weist aber auch darauf hin, dass bei Betrach-
tung des Unfallgeschehens nicht vornehmlich 
abbiegende landwirtschaftliche Verkehre Ur-
sache hierfür sind. Vielmehr sind die kurvige 
Linienführung, die z.T. nur eingeschränkte 
Einsehbarkeit und vor allem überhöhte Ge-
schwindigkeiten trotz angeordneter Beschrän-
kungen die Gründe. Desweiteren muss der 
Ausbaustandard (Fahrbahn, Bermen etc.) als 
unzureichend eingeschätzt werden. Im betrof-
fenen Bereich der Planung wird aufgrund des 
geraden Streckenverlaufs und dem vor einigen 
Jahren erfolgten Ausbau (Erweiterung der 
Fahrbahn um ca. 0,5 m) auf Geschwindig-
keitsbeschränkungen verzichtet.  
Nach Auswertung der räumlichen Verteilung 
der Unfälle und der betroffenen Verkehrsteil-
nehmer kann aufgrund abbiegender landwirt-
schaftlicher Verkehre keine Häufung erkannt 
werden. Die Stadt regt an, bevor aufwendige 
Umbaumaßnahmen an der Straße mit Links-
abbiegespur umgesetzt werden, die zulässige 
Geschwindigkeit in diesem Bereich ebenfalls 
auf 80 km/h bzw. 70 km/h zu reduzieren. Die 
Leichtigkeit des Verkehrs würde hierunter nicht 
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3. Die südlich an das Plangebiet angrenzende 
Parzelle 2/9 (Ackerfläche) wird nach meiner 
Kenntnis ebenfalls für den Betrieb der HofsteI-
le Lammers genutzt. Diese Fläche wird durch 
2 Zufahrten in km 13,673 und km 13,774 er-
schlossen. Die Zufahrten sind zur Bewirt-
schaftung der angrenzenden landwirtschaftli-
chen Flächen bestimmt. Da hier jedoch Mais-
silage gelagert wird, die über die Landesstra-
ße zur Hofstelle transportiert wird, liegt eine 
unzulässige Nutzung der Zufahrten vor. Da 
die Benutzung der Parzelle 2/9 für die HofsteI-
le im Zusammenhang mit der Bauleitplanung 
steht, sollte durch den Bebauungsplan eine 
Zuwegung zur Parzelle geschaffen werden, 
die es ermöglicht, die Silage ohne die Benut-
zung der Landesstraße direkt zur Hofstelle zu 
transportieren. Ggf. sollte dieser Bereich in 
den Bebauungsplan einbezogen werden. 

 
4. Außerhalb des neuen Straßenanschlusses 

bitte ich entlang der Landesstraße ein Zu- und 
Abfahrtsverbot durch Planzeichen festzuset-
zen. Entlang der Landesstraße gelten die An-
bauverbote und -beschränkungen des § 24 
NStrG. Die Bauverbotszone gem. § 24 Abs. 1 
NStrG (20 m vom äußeren Rand der befes-
tigten Fahrbahn der Landesstraße) bitte ich in 
den Bebauungsplan einzutragen und zu kenn-
zeichnen mit: ,,20 m Bauverbotszone gemäß 
24 Abs. 1 NStrG". Dazu bitte ich folgenden 
Hinweis in den Bebauungsplan aufzunehmen: 
"Innerhalb der 20 m - Bauverbotszone gem. 

leiden, da sich der Abschnitt ohne Geschwin-
digkeitsbegrenzung  lediglich auf eine Länge 
von 1,0 km bezieht.  
Die Stadt behält sich jedoch für die Zukunft 
durch Regelungen in einem abzuschließenden 
städtebaulichen Vertrag die Möglichkeit vor, 
die Anbindung mittels Abbiegehilfe oder aber 
einen neu gestalteten Knotenpunkt unter Kos-
tenbeteiligung des Anliegers einzufordern, so-
fern die verkehrs- und sicherheitstechnischen 
Aspekte dies erfordern.   
Da die gesamte Parzelle der Landesstraße in 
einer Breite von 20,0 m als öffentliche Ver-
kehrsfläche festgesetzt wird, erlaubt der Be-
bauungsplan eine solche Umsetzung zum 
späteren Zeitpunkt ohne zusätzliches Plan-
feststellungsverfahren.  
Ergebnis der Abwägung: Die Stadt folgt der 
Forderung der Landesbehörde zur Anlage ei-
nes Knotenpunktes mit Abbiegespuren zum 
jetzigen Zeitpunkt aufgrund des o.g. Sachver-
haltes nicht, wird diese Forderung jedoch in 
einem städtebaulichen Vertrag mit dem Ei-
gentümer der Hofstelle vereinbaren. 
Die vorhandene Breite der Wegeparzelle er-
laubt im Bedarfsfall den späteren Einbau einer 
geforderten Linksabbiegspur. 
 

3. Die südlich an das Planungsgebiet angren-
zende Parzelle 2/9 ist vom Betrieb Lammers 
zur landwirtschaftlichen Nutzung angepachtet. 
Im Regelfall werden dort gelagerte Stoffe (Si-
lage) bzw. Erntegut direkt über die nördlich 
angrenzenden Flächen der Hofstelle (Flur-
stücke 2/8, 6/7) zur weiteren Verwendung auf 
der Hofstelle oder der Biogasanlage abtrans-
portiert. Der Landwirt verpflichtet sich durch 
den städtebaulichen Vertrag gegenüber der 
Stadt, dass diese beiden Zufahrten künftig 
nicht mehr in dieser Art genutzt werden.  
Die Zufahrten behalten im Hinblick auf die Ei-
gentumsverhältnisse und das Überwegungs-
recht für die Parzelle 8/8 ihren Bestands-
schutz. Eine Einbeziehung des Flurstücks 2/9 
in den Bebauungsplan wird nicht erforderlich. 

 
 
 
4. Im Bebauungsplan wird für die Bereiche 

außerhalb der beiden bestehenden und ver-
bindlich festgesetzten Zufahrten zur Hofstelle 
zusätzlich zur dort festgesetzten privaten 
Grünfläche ein Zu-/Abfahrtsverbot mit der 
entsprechenden Signatur gem. PlanZV fest-
gesetzt.  
Die 20 m Bauverbotszone und die 40 m Bau-
beschränkungszone werden nachrichtlich im 
Plan dargestellt und unter Hinweise werden 
die gewünschten Formulierungen aufgenom-
men. 
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§24 (1) NStrG dürfen Hochbauten jeder Art 
nicht errichtet werden. Das gilt auch für Wer-
beanlagen sowie Garagen und überdachte 
Stellplätze im Sinne v. § 12 BauNVO und Ne-
benanlagen im Sinne v. § 14(1) BauNVO."  
Die entlang der Landesstraße geltende Bau-
beschränkungszone gem. § 24 (2) NStrG (40 
m vom äußeren Rand der befestigten Fahr-
bahn der Landesstraße) bitte ich in den Be-
bauungsplan einzutragen und zu kennzeich-
nen mit: ,,40 m - Baubeschränkungszone 
gern. § 24 (2) NStrG"  
Da von den Gewerbeflächen störende Einflüs-
se auf die Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs durch Werbeanlagen ausgehen können, 
die den Verkehrsteilnehmer ablenken und sei-
ne Aufmerksamkeit beeinträchtigen (Farbge-
bung, Beleuchtung), bitte ich gem. § 24 (2) 
NStrG folgenden Hinweis in den Bebauungs-
plan aufzunehmen: "Bei der Errichtung oder 
wesentlichen Änderung von Werbeanlagen -
freistehend oder an Gebäuden innerhalb der 
40 m-Baubeschränkungszone ist die Beteili-
gung und Zustimmung des Straßenbaulastträ-
gers der Landesstraßen erforderlich." Die 20 
m-Bauverbotszone und die 40m-Baube-
schränkungszone müssen sich auf den (neu-
en) Fahrbahnrand der Landesstraße nach 
dem Ausbau des Knotenpunktes beziehen. 
  

5. Seitens der Eigentümer neu ausgewiesener 
Baugrundstücke sowie bei Neu- oder Um-
bauten bestehen keine Ansprüche gegen den 
Straßenbaulastträger der L 832 im Hinblick 
auf die Bestimmungen des BIMSchG, soweit 
Emissionen von der L 832 ausgehen. Da der 
Bebauungsplan im Bereich vorhandener Stra-
ßen errichtet wird, hat die Stadt Friesoythe die 
Verpflichtung, ihre Planung an vorhandene 
Verkehrsverhältnisse sowie an die künftige, 
übersehbare Verkehrsentwicklung anzupas-
sen. Ansprüche von Anliegern aus dem Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes können 
daher nur gegen die Stadt Friesoythe gerich-
tet werden. 

 
Im Auftrag 
Mengering 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. Im Bebauungsplan wird der Hinweis aufge-
nommen, dass Anlieger keine Ansprüche ge-
gen den Straßenbaulastträger auf Verkehrs-
lärmimmissionen geltend machen können. 
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NLWKN - Betriebsstelle Cloppenburg -, Postfach 11 04,49641 Cloppenburg, 09.10.09 

 

53. Änderung des Flächennutzungsplanes ("Sondergebiet regenerative Energien") 

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

 
Sehr geehrter Herr Tholen, 
 
1. gegen die 53. Änderung des Flächennut-

zungsplanes und den Bebauungsplan Nr. 202 
"Sondergebiet regenerative Energien" beste-
hen wegen der Belange des Hochwasser-
schutzes Bedenken. Das beplante Gebiet 
grenzt an die Lahe und liegt zu einem großen 
Tell innerhalb des Überschwemmungs-
gebietes der Soeste. Das Überschwem-
mungsgebiet wurde durch den NLWKN ermit-
telt und mit der öffentlichen Bekanntmachung 
der Arbeitskarten Im Nds. Ministerialblatt (Nr. 
12/2009, S.363) am 25.03.2009 vorläufig ge-
sichert. Damit gilt dieses Gebiet gemäß § 92a 
Abs. 10 NWG bis zur endgültigen Festsetzung 
durch den NLWKN schon als festgesetztes 
Überschwemmungsgebiet. Das Festsetzungs-
verfahren ist noch nicht abgeschlossen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Aus Sicht des Gewässerschutzes möchte ich 

noch auf folgendes hinweisen: Die Biogasan-
lage Ist so zu betreiben, dass keine negativen 
Auswirkungen auf die Lahe entstehen kön-
nen. Deshalb muss die vorhandene Ver-
wallung nicht nur ihre Funktion im Falle einer 
Anlagenhavarie erfüllen, sondern auch zur 
Rückhaltung eines zu erwartenden Hochwas-
sers geeignet sein. Sonst ist bei einer Havarie 
im Hochwasserfall kein ausreichender Ge-
wässerschutz gewährleistet. 

 
Für Rückfragen stehen Ihnen Frau Lott (Tel.: 
04471 - 886 169) und Herr Leifeld (Tel.: 04471 - 
886 131) gerne zur Verfügung. 
Mit freundlichen Grüßen 
Anke Wach 
 

 
 
 
1. Dieser Sachverhalt ist bekannt und wurde im 

Vorfeld der Planaufstellung mehrfach 
diskutiert, wobei die Stadt die Meinung 
vertreten hatte, dass die derzeitige 
Abgrenzung zur vorläufigen Sicherung die 
tatsächlichen örtlichen Gegeben-heiten nicht 
ausreichend berücksichtigt bzw. diese 
komplett ignoriert. 
In einem Erörterungsgespräch am 26.11.09 
wurde dieser Sachverhalt nochmals 
aufgegriffen und das NLWKN folgte aufgrund 
aktuell vorgelegter Höhenvermessungen für 
die Hofstelle Lammers der Auffassung der 
Stadt und sagte die Herausnahme dieses 
Bereiches aus der Darstellung des 
Überschwemmungsgebietes im Zuge der end-
gültigen Verordnung zu. 
Zur Zeit bereitet die Betriebsstelle CLP des 
NLWKN die entsprechenden aktualisierten Ab-
grenzungspläne für die Verordnung vor. Diese 
Verordnung soll zeitnah, d.h. bis ca. April/Mai 
diesen Jahres veröffentlicht werden. Somit 
kann die Bauleitplanung im Sinne der Stadt mit 
Satzungsbeschluss bzw. 
Feststellungsbeschluss zu Ende gebracht 
werden.Bis zum Zeitpunkt der Genehmigung 
der FNP-Änderung müssten also auch die 
formalen  Voraussetzungen für die 
Überplanung des Bereiches gegeben sein.  

 
2. Durch die derzeitige Ausbildung der Verwal-

lung mit einer Mindesthöhe von 5,0 Metern 
kann sowohl ein ausreichender Schutz für den 
Havariefall der Anlage als auch für 
Hochwasserereignisse gewährleistet werden. 
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Landkreis Cloppenburg vom 12.10.2009 

53. Änderung des Flächennutzungsplanes („Sondergebiet Regenerative Energien“)  

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

 
1. Untere Wasserbehörde 
In der o. g. Angelegenheit verweise ich auf den 
Inhalt meiner Stellungnahme vom 18.06.2009, 
die meiner Stellungnahme zum Bebauungsplan 
Nr. 202 nochmals beigefügt ist. Die Begründun-
gen zu den o. g. Bauleitplänen lassen auch nach 
neuerlicher Prüfung des Sachverhalts keine an-
dere Bewertung seitens der unteren Wasserbe-
hörde zu. 
Anders als von der Stadt Friesoythe angenom-
men, sind die durch Bekanntmachung der ent-
sprechenden Arbeitskarten als festgesetzt gel-
tenden Überschwemmungsgebiete der bauleit-
planerischen Gestaltung entzogen. Für diese Ge-
biete treten alle Rechtswirkungen ein, die für ein 
nach § 92a Abs. 3 NWG festgesetztes Über-
schwemmungsgebiet gelten. Das bedeutet, dass 
für die faktischen Überschwemmungsgebiete 
auch die bauplanungsrechtlichen Beschränkun-
gen des § 93 Abs. 2 und 3 NWG gelten. Die nach 
§ 92a Abs. 10 NWG festgesetzten Überschwem-
mungsgebiete sind in den Flächennutzungs- und 
Bebauungsplänen zu vermerken (§ 5 Abs. 4a S. 
2 bzw. § 9 Abs. 6a S. 2 BauGB). 
Eine Änderung der einmal vorhandenen Festset-
zung eines Überschwemmungsgebiets hat durch 
die zuständige Wasserbehörde zu erfolgen. Da 
der NLWKN nicht nur für die Ermittlung und Be-
kanntmachung, sondern auch für die entgültige 
Festsetzung des hier in Rede stehenden Über-
schwemmungsgebiets zuständig ist, obliegt die-
ser Behörde auch die Anpassung veränderter 
Gegebenheiten im Festsetzungsverfahren. 
 
2. Verkehrliche Anbindung 
Bezug nehmend auf meine Stellungnahme vom 
18.06.2009 und das erste Gespräch zur Aufstel-
lung eines Bebauungsplanes am 27.11.2008 
weise ich erneut darauf hin, dass die Frage der 
Erschließung mit der zuständigen Landesbe-
hörde abzustimmen ist. Die Ausführungen unter 
Zift. 5.2 und 9.2 der Begründung lassen nicht 
erkennen, dass eine solche Abstimmung stattge-
funden hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1. Untere Wasserbehörde: 

Bezüglich des Hochwasserschutzes und der 
Festlegung des künftigen Überschwemmungs-
bereiches haben sich, wie von der Stadt seit 
längerem vorgeschlagen, neue Sachverhalte er-
geben. 
In einem Erörterungsgespräch am 26.11.09 
wurde dieser Sachverhalt nochmals aufgegriffen 
und das NLWKN folgte aufgrund aktuell vorge-
legter Höhenvermessungen für die Hofstelle 
Lammers der Auffassung der Stadt und sagte 
die Herausnahme dieses Bereiches aus der 
Darstellung des Überschwemmungsgebietes im 
Zuge der endgültigen Verordnung zu. 
Zurzeit bereitet die Betriebsstelle CLP des 
NLWKN die entsprechenden aktualisierten Ab-
grenzungspläne für die Verordnung vor. Diese 
Verordnung soll zeitnah, d.h. bis ca. April/Mai 
ds. Jahres veröffentlicht werden. Somit kann die 
Bauleitplanung im Sinne der Stadt mit dem 
Feststellungsbeschluss zu Ende gebracht wer-
den. Bis zum Zeitpunkt der Vorlage der Geneh-
migungsunterlagen zur FNP–Änderung beim 
Landkreis wird die Verordnung mit der aktuali-
sierten Abgrenzung des Überschwemmungsbe-
reiches voraussichtlich vorliegen. Ggfs. könnte 
der Landkreis die Erteilung der Genehmigung 
zur FNP-Änderung bis zu diesem Zeitpunkt der 
Veröffentlichung der Verordnung aussetzen.  In-
sofern sind die Voraussetzungen für die vorge-
tragenen Bedenken bzgl. des Hochwasser-
schutzes hinfällig. 
 

 
2. Verkehrliche Anbindung: 

Mit der Landesbehörde für Straßenbau wurde 
telefonisch der Kontakt gesucht und versucht 
diese Punkte einer Lösung zuzuführen. Die 
Landesbehörde nahm zwar die Argumente für 
den derzeitigen Verzicht auf die zwingende Um-
baumaßnahme zur Kenntnis und begrüßt die 
Einigung mit dem Landwirt, künftig Silage nicht 
mehr über die Landesstraße von der südlich 
angrenzenden Fläche zur Hofstelle zu transpor-
tieren, hält aber an ihrer generellen Forderung 
nach Errichtung einer Abbiegespur entgegen 
der Auffassung der Stadt fest. 
Die Stadt Friesoythe hat die Unfallgeschehen 
nochmals näher anhand der Unfallstatistiken  
untersucht und kommt zu dem Ergebnis, dass 
nicht Abbiegevorgänge von landwirtschaftlichen 
Verkehren zur Unfallhäufung in diesem Bereich 
führen, sondern dass überwiegend überhöhte 
Geschwindigkeiten und Überholmanöver hierfür 
verantwortlich sind.  
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3. Untere Naturschutzbehörde 
Da der Begründung keine Biotoptypenkartierung 
beigefügt wurde, ist die Eingriffsbilanzierung auf 
Seite 17 schwer nachvollziehbar. 
Aus der Gegenüberstellung des Bestandswertes 
und des Planungswertes ergibt sich ein Kompen-
sationsdefizit von 2.710 Werteinheiten. Unter Pkt. 
8.5 wird das Kompensationsdefizit mit 4.175 
Werteinheiten angegeben. 
Da im Parallelverfahren der Bebauungsplan Nr. 
202 aufgestellt wird, kann auf den dort ermittelten 
Kompensationsumfang verwiesen werden. 
 

 
Mit einer Geschwindigkeitsbegrenzung, wie wei-
ter südlich der Fall, und einer Verbesserung des 
Ausbaustandards könnte diesem Unfallschwer-
punkt aus Sicht der Stadt am geeignetsten be-
gegnet werden. In diesem Zusammenhang ist 
auch auf die Genehmigung vom 16.09.08 zur 
Errichtung der Biogasanlage hinzuweisen. Dort 
wurde aufgrund der Forderung der Landesbe-
hörde die Auflage II.2b aufgenommen; diese be-
inhaltet die ausschließliche Erschließung der 
Hofstelle über die beiden vorhandenen Zufahr-
ten. 
Da die Überplanung der Hofstelle vornehmlich 
der Beordnung der derzeit genehmigten Anla-
gen dient und die Errichtung eines dringend not-
wendigen Bürogebäudes für die „Dt. Biogas“ 
vorbereiten soll, geht die Stadt nicht von einer 
maßgeblichen Erhöhung der Zu- und Abfahrts-
verkehre aus. Dementsprechend verzichtet die 
Stadt im Bebauungsplan auf die Festsetzung  
einer Linksabbiegespur. Desweiteren ist anzu-
merken, dass die vorhandene Straßenparzelle 
der Landesstraße mit ca. 20,0 m Breite ausrei-
chend Platz für die spätere Unterbringung einer 
Abbiegehilfe bietet, sofern verkehrliche und 
sicherheitstechnische Gründe dies in Zukunft 
erfordern sollten. Die Stadt wird eine entspre-
chende Regelung mit Kostenübernahmever-
pflichtung für den Landwirt in den städtebau-
lichen Vertrag aufnehmen. 

 
3. Untere Naturschutzbehörde: 

Die Methode zur Eingriffsbilanzierung wurde 
zwischenzeitlich mit der Unteren Naturschutz-
behörde abgestimmt. 
Aufgrund der überwiegend vorhandenen bauli-
chen Nutzung des Bereiches und in Anbetracht 
der Kompensationsauflagen aus früheren Bau-
genehmigungen wurde anerkannt, dass durch 
den Bebauungsplan lediglich zusätzliche Ein-
griffe auf der nun erstmals für bauliche Erweite-
rungen vorgesehenen Ackerfläche vorbereitet 
werden. Insofern wird die Forderung nach einer  
Bewertung des Ausgangsflächenwertes auf 
Grundlage der Biotopsituation von 1981 nicht 
mehr aufrecht erhalten.  
Die Bilanzierung wird nach Anpassung einzel-
ner Wertfaktoren und der Aufnahme der Be-
pflanzung der Verwallung anerkannt. Insgesamt 
entsteht durch den Bebauungsplan ein Kom-
pensationsbedarf für ca. 4. 400 WE. Diese 
Kompensation wird auf dem Flurstück 13/13, 
Flur 3 in der Gemarkung Altenoythe durch Be-
pflanzung einer ca. 2.200 m² großen Ackerflä-
che mit heimischen Gehölzen erbracht. Somit 
kann an dieser Stelle im Zusammenhang mit 
dort bereits umgesetzten und noch umzusetzen-
den Maßnahmen ein Feldgehölz von gewisser 
Ausprägung (ca. 21.000m²) geschaffen werden. 

 


